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Entwurf eines Gesetzes zur Regelung der Rechtsverhältnisse der Helfer der 
Bundesanstalt Technisches Hilfswerk (THW-Helferrechtsgesetz — THW-HeIfRG —) 

A. Zielsetzung 

Die Bundesanstalt Technisches Hilfswerk und die Rechtsverhält-
nisse ihrer Helfer beruhen auf dem Errichtungserlaß des Bundes-
ministers des Innern vom 25. August 1953, dem Helferstatut vom 
1. Oktober 1973 und weiteren Erlassen. Der vorgelegte Gesetzent-
wurf löst eine Zusage der Bundesregierung aus dem Jahre 1980 
gegenüber dem OVG Hamburg ein, das bereits damals erhebliche 
Zweifel geäußert hatte, ob die nach der Verfassung erforderlichen 
Rechtsgrundlagen vorhanden sind. Durch das Gesetz soll die ent-
standene Rechtsunsicherheit beseitigt werden. Das Technische 
Hilfswerk und das Recht seiner Helfer werden auf die auch von 
anderen Verwaltungsgerichten geforderte gesetzliche Grundlage 
gestellt. 

B. Lösung 

Der Gesetzentwurf regelt 

— die gesetzliche Rechtsgrundlage für die Bundesanstalt Techni-
sches Hilfswerk und ihre Aufgaben, 

— das Helferrecht im engeren Sinne (Begründung und Beendi-
gung des Helferverhältnisses, Rechte und Pflichten der Helfer, 
Ahndung von Dienstverstößen, soziale Sicherung der Helfer), 

— die Mitwirkung der Helfer im Technischen Hilfswerk, 

— die Bildung eines Beirates, der den Bundesminister des Innern 
in grundsätzlichen Fragen des THW berät. 
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C. Alternativen 

keine 

D. Kosten 

keine 
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Bundesrepublik Deutschland 
Der Bundeskanzler 

121 (115) — 216 39 — Hi 4/89 
Bonn, den 12. Juni 1989 

An den Präsidenten 
des Deutschen Bundestages 

Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlossenen Entwurf eines 
Gesetzes zur Regelung der Rechtsverhältnisse der Helfer der Bundesanstalt Tech-
nisches Hilfswerk mit Begründung und Vorblatt. 

Ich bitte, die Beschlußfassung des Deutschen Bundestages herbeizuführen. 

Der Gesetzentwurf ist dem Bundesrat am 19. Mai 1989 als besonders eilbedürftig 
zugeleitet worden. 

Federführend ist der Bundesminister des Innern. 

Die Stellungnahme des Bundesrates zu dem Gesetzentwurf sowie die Gegenäuße-
rung der Bundesregierung zu der Stellungnahme des Bundesrates werden unver-
züglich nachgereicht. 

Kohl 
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Entwurf eines Gesetzes zur Regelung der Rechtsverhältnisse der Helfer der 
Bundesanstalt Technisches Hilfswerk (THW-Helferrechtsgesetz — THW-HelfRG —) 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundesra-
tes das folgende Gesetz beschlossen: 

§1 

Anwendungsbereich 

(1) Dieses Gesetz gilt für das Technische Hilfswerk 
und seine Helfer. 

(2) Das Technische Hilfswerk ist eine nicht rechtsfä-
hige Bundesanstalt mit eigenem Verwaltungsunter-
bau im Geschäftsbereich des Bundesministers des In-
nern. Es hat folgende Aufgaben: 

1. Leistung technischer Hilfe im Zivilschutz, 

2. Leistung technischer Hilfe im Auftrag der Bundes-
regierung außerhalb des Geltungsbereichs dieses 
Gesetzes, 

3. Leistung technischer Hilfe bei der Bekämpfung 
von Katastrophen, öffentlichen Notständen und 
Unglücksfällen größeren Ausmaßes auf Anforde-
rung der für die Gefahrenabwehr zuständigen Stel-
len, insbesondere im Bergungs- und Instandset-
zungsdienst. 

(3) Zur Wahrnehmung der Aufgaben nach Absatz 2 
werden im Technischen Hilfswerk Einheiten und Ein-
richtungen aus Helfern aufgestellt. Die Helfer stehen 
in einem öffentlich-rechtlichen Dienstverhältnis be-
sonderer Art, das sich nach den folgenden Vorschrif-
ten bestimmt. 

§2 

Helfer 

Helfer im Sinne dieses Gesetzes sind Personen, die 
als aktive Helfer, Reservehelfer und Junghelfer frei-
willig und ehrenamtlich Dienst im Technischen Hilfs-
werk verrichten. 

§3 

Begründung und Beendigung 
des Helf erverhältnisses 

(1) Aktiver Helfer kann werden, wer das 17. Le-
bensjahr vollendet hat sowie bereit und geeignet ist, 
an den Aufgaben des Technischen Hilfswerks mitzu-
wirken. 

(2) Reservehelfer kann werden, wer als aktiver Hel-
fer im Technischen Hilfswerk mitgewirkt hat, weiter-
hin für Einsätze zur Verfügung steht und bereit ist, 

sich zur Aufrechterhaltung des hierfür notwendigen 
Kenntnis- und Wissensstandes aus- und fortbilden zu 
lassen. 

(3) Junghelfer können Jugendliche im Alter vom 10. 
bis zum vollendeten 18. Lebensjahr werden, die die 
erforderliche Eignung aufweisen. 

(4) Mit der schriftlichen Annahme der Verpflich-
tungserklärung wird das Dienstverhältnis als Helfer 
des Technischen Hilfswerks begründet. Ein Anspruch 
auf Annahme besteht nicht; die Nichtannahme bedarf 
keiner Begründung. Vor der Annahme der Verpflich-
tungserklärung eines Arbeitnehmers ist der Arbeitge-
ber zu hören. 

(5) Bei aktiven Helfern und Junghelfern gelten die 
ersten sechs Monate als Probezeit. Aus wichtigem 
Grund kann die Probezeit verlängert oder verkürzt 
werden. Im Einzelfall kann sie entfallen. 

(6) Das Helferverhältnis endet 

a) mit Nichtbestehen der Probezeit, 

b) mit Ablauf der Verpflichtungszeit, 

c) mit Erreichen der Altersgrenze, die bei aktiven 
Helfern und Reservehelfern 60 Jahre sowie bei 
Junghelfern 18 Jahre beträgt. Bei letzteren endet 
das Junghelferverhältnis ferner mit der Aufnahme 
als aktiver Heller,  

d) durch schriftliche Erklärung des Helfers, die unter 
Einhaltung einer Frist von zwei Wochen zum 
Schluß eines Kalendervierteljahres abgegeben 
werden kann, 

e) durch Entlassung, wenn der Helfer für den Dienst 
nicht mehr geeignet ist, gegen seine Pflichten 
gröblich oder fortdauernd verstößt oder das Anse-
hen des Technischen Hilfswerks erheblich schä-
digt. 

(7) Legt der Helfer in den Fällen des Absatzes 6 
Buchstaben a und e Rechtsbehelf gegen den Entlas-
sungsbescheid ein, ruht das Helferverhältnis bis zum 
Abschluß des Rechtsbehelfsverfahrens. 

§4 

Rechte und Pflichten 

(1) Die Helfer haben die ihnen übertragenen Aufga-
ben zu erfüllen und dienstlichen Anordnungen Folge 
zu leisten. Sie werden entsprechend den dienstlichen 
Erfordernissen aus- und fortgebildet. Die Ausbil-
dungsveranstaltungen sollen in der Regel außerhalb 
der üblichen Arbeitszeit stattfinden und zweihundert 
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Stunden im Jahr nicht überschreiten. Berufungen in 
besondere Funktionen ist Folge zu leisten. 

(2) Die aktiven Helfer können zur Erfüllung von 
Aufgaben nach § 1 Abs. 2 Nr. 1 bis 3 eingesetzt wer-
den. Reservehelfer haben ihrer Heranziehung zu Ein-
sätzen nach § 1 Abs. 2 Nr. 1 und 2 nachzukommen; 
ihre Heranziehung nach § 1 Abs. 2 Nr. 3 ist zulässig, 
wenn für den Einsatz die notwendige Anzahl von ge-
eigneten aktiven Helfern im Ortsverband nicht zur 
Verfügung steht. 

(3) Auf Antrag des Helfers kann von seiner Beru-
fung in besondere Funktionen (Absatz 1 Satz 4) sowie 
von seiner Heranziehung zu Einsätzen (Absatz 2 
Sätze 1 und 2) abgesehen werden, wenn die Berufung 
oder Heranziehung für ihn wegen persönlicher, insbe-
sondere häuslicher, wirtschaftlicher oder beruflicher 
Gründe eine besondere Härte bedeuten würde. 

§5 

Ahndung von Dienstverstößen 

Verstößt ein Helfer schuldhaft gegen seine Dienst-
pflichten, kann er ermahnt, von seinen besonderen 
Funktionen abberufen oder entlassen (§ 3 Abs. 6 
Buchstabe e) werden. Eine Abberufung von besonde-
ren Funktionen ist ohne ein Verschulden möglich, 
wenn der Helfer für die Wahrnehmung der Funktion 
nicht mehr geeignet ist. 

§6 

Soziale Sicherung 

(1) Arbeitnehmern dürfen aus ihrer Verpflichtung 
zum Dienst im Technischen Hilfswerk und aus diesem 
Dienst keine Nachteile im Arbeitsverhältnis und in 
der Sozial- und Arbeitslosenversicherung sowie in der 
betrieblichen Altersversorgung erwachsen. Nehmen 
Arbeitnehmer während der Arbeitszeit an Einsätzen 
oder Ausbildungsveranstaltungen teil, so sind sie für 
die Dauer der Teilnahme unter Weitergewährung des 
Arbeitsentgeltes, das sie ohne die Teilnahme erhalten 
hätten, von der Arbeitsleistung freigestellt. Versiche-
rungsverhältnisse in der Sozial- und Arbeitslosenver-
sicherung sowie in der betrieblichen Altersversor-
gung werden durch den Dienst im Technischen Hilfs-
werk nicht berührt. Die Sätze 1 und 2 gelten für Be-
amte und Richter entsprechend. 

(2) Privaten Arbeitgebern ist das weitergewährte 
Arbeitsentgelt einschließlich ihrer Beiträge zur Sozial-
versicherung und zur Bundesanstalt für Arbeit sowie 
zur betrieblichen Altersversorgung bei einem Ausfall 
von mehr als zwei Stunden am Tag oder von mehr als 
sieben Stunden innerhalb von zwei Wochen für die 
gesamte Ausfallzeit auf Antrag zu erstatten. Ihnen ist 
auf Antrag auch das Arbeitsentgelt zu erstatten, das 
sie Arbeitnehmern aufgrund der gesetzlichen Vor-
schriften während einer Arbeitsunfähigkeit infolge 
Krankheit weiter leisten, wenn die Arbeitsunfähigkeit 
auf den Dienst im Technischen Hilfswerk zurückzu-
führen ist. 

(3) Den Helfern sind auf Antrag die ihnen durch die 
Ausübung des Dienstes im Technischen Hilfswerk 
entstandenen notwendigen baren Auslagen zu erset-
zen. Beruflich selbständige Helfer erhalten auf Antrag 
für glaubhaft gemachten Verdienstausfall eine Ent-
schädigung. Der Bundesminister des Innern kann 
Höchstgrenzen und pauschale Abgeltungen für die 
Erstattungen nach den Sätzen 1 und 2 festlegen. 

(4) Helfern, die Leistungen der Bundesanstalt für 
Arbeit, Sozialhilfe sowie sonstige Unterstützungen 
oder Bezüge aus öffentlichen Mitteln erhalten, sind 
die Leistungen weiter zu gewähren, die sie ohne den 
Dienst im Technischen Hilfswerk erhalten hätten. 

(5) Sachschäden, die den Helfern durch Ausübung 
des Dienstes im Technischen Hilfswerk entstehen, 
sind ihnen auf Antrag angemessen zu erstatten. Der 
Anspruch ist ausgeschlossen, wenn dem Geschädig-
ten bei der Entstehung des Schadens Vorsatz oder 
grobe Fahrlässigkeit zur Last fällt. Ersatzansprüche 
des Geschädigten gegen Dritte gehen in Höhe des 
vom Bund geleisteten Ersatzes auf diesen über. 

(6) Wenn bei einem Einsatz außerhalb des Gel-
tungsbereiches dieses Gesetzes (§ 1 Abs. 2 Nr. 2) ein 
Unfall oder eine Krankheit des Helfers auf Verhält-
nisse zurückzuführen ist, die dem Einsatzland eigen-
tümlich sind und für den Helfer eine besondere Ge-
fahr auch außerhalb der Helfertätigkeit darstellen, 
finden die §§ 10 und 16 des Entwicklungshelfergeset-
zes entsprechende Anwendung. 

(7) Arbeitnehmer im Sinne dieser Bestimmungen 
sind Angestellte und Arbeiter sowie die zu ihrer Aus-
bildung Beschäftigten. 

§7 

Mitwirkung 

(1) Die Helfer sind in Ortsverbänden des Techni-
schen Hilfswerks organisiert. Der vom Direktor des 
Technischen Hilfswerks bestellte Ortsbeauftragte lei-
tet den Ortsverband. Er ist an die Weisungen des 
Direktors und des Landesbeauftragten gebunden. 

(2) Die aus den Reihen der aktiven und Reservehel-
fer gewählten Sprecher (Helfersprecher, Landesspre-
cher, Bundessprecher) nehmen die Interessen der 
Helfer gegenüber den zuständigen Dienststellen des 
Technischen Hilfswerks wahr. 

(3) Der Ortsbeauftragte wird von dem Ortsausschuß 
beraten. Der Ortsausschuß besteht aus den Führungs-
kräften des Ortsverbandes und dem Helfersprecher. 

(4) Der Landesbeauftragte wird von dem Landes-
ausschuß beraten. Der Landesausschuß besteht aus 

— dem Landesbeauftragten als Vorsitzenden, 

— dem Landessprecher und dessen Stellvertreter, 

— mindestens zwei Kreis- oder Ortsbeauftragten, die 
von den Kreis- und Ortsbeauftragten des Landes-
verbandes aus deren Mitte gewählt werden. In 
Ländern mit Regierungsbezirken soll die Zahl der 
gewählten Orts- oder Kreisbeauftragten der An-
zahl der Regierungsbezirke entsprechen. 
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(5) Der Direktor wird vom Bundesausschuß beraten. 
Der Bundesausschuß besteht aus 

— dem Direktor als Vorsitzenden, 

— dem Bundessprecher, 

— den Landessprechern, 

— den Landesbeauftragten. 

Der Bundesausschuß kann zur Unterstützung seiner 
Arbeit im Einvernehmen mit dem Direktor Arbeitsgre-
mien unter Beteiligung fachkundiger Helfer einrich

-t

en. 

(6) Soweit dies zur Erfüllung der dem Technischen 
Hilfswerk obliegenden Aufgaben erforderlich ist, 
können personenbezogene Informationen über die 
Helfer erhoben und verwendet werden. Eine Verwen-
dung dieser Informationen für andere Zwecke ist un-
zulässig. 

§8 
Beirat 

Beim Bundesminister des Innern wird ein Beirat aus 
Vertretern des Bundes, der Länder, der kommunalen 
Spitzenverbände, der Wirtschaft und der THW-Hel

-

fervereinigung gebildet, der den Bundesminister des 
Innern in grundsätzlichen Angelegenheiten des Tech-
nischen Hilfswerks berät. Der Bundesminister des In-
nern erläßt eine Geschäftsordnung, die Näheres re-
gelt. 

§9 
Berlin-Klausel 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes auch im Land Ber-
lin. 

§ 10 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am ersten Tage des auf die Ver-
kündung folgenden Kalendermonats in Kraft. Die zum 
Zeitpunkt des Inkrafttretens im Technischen Hilfs-
werk mitwirkenden Helfer gelten als Helfer im Sinne 
dieses Gesetzes. 
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Begründung 

A. Allgemeiner Teil 

Das Technische Hilfswerk (THW) ist eine Katastro-
phenschutzorganisation des Bundes für technische 
Hilfeleistungen zum Schutz der Allgemeinheit vor 
Gefährdungen und Schädigungen durch Katastro-
phen und Unglücksfälle größeren Ausmaßes jeglicher 
Art. Die Bundesregierung setzt das THW ferner im 
Rahmen ihrer humanitären Hilfe im Ausland ein. 

Im THW wirken zur Zeit rd. 56 000 aktive Helfer mit, 
die in 616 Ortsverbänden freiwillig und ehrenamtlich 
Dienst verrichten. Der hauptamtliche Verwaltungs

-

Strang  besteht aus der THW-Leitung mit dem Direktor 
an der Spitze, 11 Landesdienststellen und 109 Ge-
schäftsführerdienststellen. Das THW stellt im Bun-
desgebiet 847 Bergungszüge, 256 Instandsetzungs-
züge, 17 ABC-Züge, 51 Fernmeldezüge, 65 Ponton-
gruppen, 33 Brückenbauzüge, 32 Notstrom-/Pumpen-
gruppen und rd. 1 000 sonstige Einheiten und Einrich-
tungen. 

Das THW ist durch Erlaß des Bundesministers des 
Innern vom 25. August 1953 als unselbständige Bun-
desanstalt errichtet worden. Die Rechtsverhältnisse 
seiner Helfer werden durch das Helferstatut vom 
1. Oktober 1973 und durch weitere Erlasse geregelt. 

Bereits im Jahre 1980 hatte das OVG Hamburg erheb-
liche Zweifel geltend gemacht, ob die für die Existenz 
und Betätigung des Technischen Hilfswerks sowie für 
die Weisungen an Helfer nach der Verfassung erfor-
derlichen Rechtsgrundlagen gegeben sind. 

Die damalige Bundesregierung hatte dem Gericht zu-
gesagt, die Bundesanstalt Technisches Hilfswerk und 
die Rechtsverhältnisse ihrer Helfer auf eine gesetzli-
che Grundlage zu stellen. Im Hinblick auf diese Zu-
sage haben die Verwaltungsgerichte bislang die im 
Verwaltungswege erlassenen Regelungen über-
gangsweise für anwendbar erklärt. In letzter Zeit ha-
ben die Gerichte jedoch wiederholt darauf hingewie-
sen, daß nunmehr bereits seit vielen Jahren die recht-
liche Möglichkeit zur nachträglichen Schaffung einer 
gesetzlichen Rechtsgrundlage bestanden hätte und 
sie deshalb eine übergangsweise Anwendung der 
derzeitigen Rechtsgrundlagen nicht mehr lange ak-
zeptieren könnten. Auch der Bundesrechnungshof hat 
sich in seiner Prüfungsmitteilung vom 29. Ap ril 1988 
auf den Standpunkt gestellt, daß dem Technischen 
Hilfswerk eine gesetzliche Rechtsgrundlage fehlt. 

Aus den genannten Gründen ist deshalb die Schaf-
fung gesetzlicher Regelungen dringlich geworden. 
Durch das vorliegende Gesetz sollen die Bundesan-
stalt Technisches Hilfswerk und das Helferrecht auf 
eine gesicherte rechtliche Grundlage gestellt wer-
den. 

B. Wesentlicher Inhalt des Gesetzentwurfs 

Der Gesetzentwurf regelt im wesentlichen folgende 
Bereiche: 

1. § 1 Abs. 2 enthält die von den Gerichten geforderte 
gesetzliche Rechtsgrundlage für die Bundesanstalt 
Technisches Hilfswerk und ihre Aufgaben. Rechts-
form und Organisation des THW werden nicht ge-
ändert. Das THW bleibt eine dem Bundesminister 
des Innern unterstellte unselbständige Bundesan-
stalt mit nachgeordneten Dienststellen in den 
Ländern. Seine Aufgabenbereiche bleiben die Lei-
stung technischer Hilfe im Zivilschutz und in der 
humanitären Hilfe im Ausland sowie die Unterstüt-
zung der Länder und Gemeinden sowie sonstiger 
Träger der Gefahrenabwehr bei der Bekämpfung 
von Katastrophen und anderen größeren Scha-
densereignissen. 

2. Die §§ 2 bis 6 regeln das Helferrecht im engeren 
Sinne. Hierzu gehören vor allem Regelungen über 
die Begründung und Beendigung des Helferver-
hältnisses, über die Rechte und Pflichten der Hel-
fer, über die Ahndung von Dienstverstößen und 
über die soziale Sicherung der Helfer während des 
Dienstes im Technischen Hilfswerk. Die Regelun-
gen entsprechen grundsätzlich dem geltenden 
Recht. 

3. § 7 übernimmt die wichtigsten Grundsätze der 
Richtlinie vom 14. Juni 1985 über die Mitwirkung 
der Helfer im Technischen Hilfswerk. Wie bisher ist 
zwischen der Helfervertretung und den beraten-
den Ausschüssen zu unterscheiden. Als gewählte 
Vertreter der Helferschaft nehmen deren Interes-
sen der örtliche Helfersprecher, der Landesspre-
cher und der Bundessprecher wahr. Daneben exi-
stieren auf Orts-, Landes- und Bundesebene Aus-
schüsse, in denen die Helfersprecher und Füh-
rungskräfte aus der Helferschaft beratende Funk-
tionen ausüben. 

4. Neu ist die in § 8 vorgesehene Bildung eines Beira-
tes, der den Bundesminister des Innern in grund-
sätzlichen Angelegenheiten der Bundesanstalt 
Technisches Hilfswerk beraten soll. In den Beirat 
sollen Vertreter des Bundes, der Länder, der kom-
munalen Spitzenverbände, der Wi rtschaft und der 
THW-Helfervereinigung aufgenommen werden. 

 



Drucksache 11/4731 	Deutscher Bundestag — 11. Wahlperiode 

C. Besonderer Teil 

Zu den einzelnen Vorschriften: 

1. Zu §1 

Absatz 1 regelt den Anwendungsbereich des Geset-
zes. 

Absatz 2 will  die derzeitige Rechtsunsicherheit über 
die Rechtsgrundlage für die Bundesanstalt Techni-
sches Hilfswerk beseitigen. Nach der verwaltungsge-
richtlichen Rechtsprechung ist eine gesetzliche Rege-
lung geboten. Die Vorschrift übernimmt die derzeit 
bestehende Rechtsform einer unselbständigen, dem 
Bundesminister des Innern unterstellten Bundesan-
stalt, wie sie durch Erlaß des Bundesministers des In-
nern vom 25. August 1953 (GMBl. S. 507) begründet 
worden ist. Die bisherigen Aufgaben des Technischen 
Hilfswerks nach dem Errichtungserlaß 

a) Leistung technischer Hilfe bei Katastrophen und 
Unglücksfällen größeren Ausmaßes, 

b) Leistung technischer Hilfe im zivilen Luftschutz, 

c) Leistung technischer Hilfe bei der Beseitigung von 
öffentlichen Notständen, durch welche die lebens-
wichtige Versorgung der Bevölkerung, der öffent-
liche Gesundheitsdienst oder der lebensnotwen-
dige Verkehr gefährdet werden, sofern alle ande-
ren hierfür vorgesehenen Maßnahmen nicht aus-
reichen, 

werden den heutigen tatsächlichen und rechtlichen 
Anforderungen angepaßt. 

Die nach Nummer 1 vorgesehene Leistung techni-
scher Hilfe im Zivilschutz entspricht der bisherigen 
Aufgabe b) des Errichtungserlasses. Sie besteht in er-
ster Linie in dem Bereitstellen von Einheiten und Ein-
richtungen für den erweiterten Katastrophenschutz. 
Darüber hinaus besteht die Möglichkeit, Einheiten 
und Einrichtungen des Technischen Hilfswerks auch 
in anderen Bereichen des Zivilschutzes wie z. B. im 
Schutzraumbetriebsdienst einzusetzen. 

Als weitere Aufgabe führt Nummer 2 die Leistung 
technischer Hilfe im Ausland auf. Die Bundesregie-
rung setzt das Technische Hilfswerk seit langem auf 
entsprechendes Ersuchen anderer Staaten für huma-
nitäre Hilfsaktionen ein. Diese Auslandseinsätze spie-
len für die Ausbildung des THW und die Motivation 
seiner Helfer eine große Rolle. Die Einsätze der letzten 
Jahre brachten wertvolle Erfahrungen über das ge-
nutzte technische Gerät und über das einsatztaktische 
Vorgehen bei Großschadenslagen. Der letzte größere 
Einsatz erfolgte während der Jahreswende 1988/89 in 
den durch ein Erdbeben zerstörten Regionen der so-
wjetrussischen Republik Armenien, wo rd. 200 Helfer 
bei Bergungs- und Räumarbeiten mithalfen. 

Das Technische Hilfswerk ist ferner nach Nummer 3 
bei Katastrophen, öffentlichen Notständen und Un-
glücksfällen größeren Ausmaßes zur technischen Hil-
feleistung verpflichtet. Der Beg riff „öffentlicher Not-
stand" ist hierbei im Sinne des Bleichlautenden Be-
griffs in den Feuerwehrgesetzen der Länder zu inter

-

pretieren. Die Aufgabe entspricht der bisherigen Auf-
gabe a) des Errichtungserlasses. Der Einsatz setzt eine 
Anforderung der für die Gefahrenabwehr zuständi-
gen Stellen voraus. Erfolgt die Anforderung durch ein 
Land oder eine Gemeinde, bestimmt sich der Einsatz 
nach Landesrecht. Das bedeutet beispielsweise auch, 
daß die anfordernde Stelle zu berücksichtigen hat, 
wenn das Landesrecht bestimmte Aufgaben aus-
schließlich den Feuerwehren zuweist. In diesem Falle 
käme eine Anforderung des THW nur nach allgemei-
nen Amtshilfegrundsätzen, d. h. in der Regel subsi-
diär, in Betracht. In den Fällen, in denen der Bund eine 
eigene Kompetenz zur Gefahrenabwehr hat, wie z. B. 
im Bereich der Bahn und der Post, würde sich dagegen 
ein Einsatz nach Bundesrecht richten. 

Einsätze nach Nummer 3 müssen im Hinblick auf das 
von Bund und Ländern gemeinsam angestrebte Ziel 
der Einheitlichkeit des Hilfeleistungssystems gesehen 
werden. Es wäre volkswirtschaftlich und fachlich 
nicht vertretbar, das vom Bund vorgehaltene Potential 
ungenutzt zu lassen. Das Technische Hilfswerk erhält 
durch Einsätze die Gelegenheit, praktische Erfahrun-
gen zu sammeln, die Zusammenarbeit mit anderen 
Organisationen zu üben sowie seinen Leistungsstand 
zu überprüfen. Die Träger der Gefahrenabwehr wer-
den durch die ihnen eingeräumte Möglichkeit, jeder-
zeit auf die personellen und sächlichen Ressourcen 
des THW zurückgreifen zu können, in einem erhebli-
chen Maße entlastet. 

Absatz 3 ermächtigt den Bundesminister des Innern, 
Einheiten und Einrichtungen aus Helfern aufzustel-
len. Die Leistung technischer Hilfe im Sinne des Ab-
satzes 2 wird von diesen Einheiten und Einrichtungen 
wahrgenommen. Die Vorschrift stellt klar, daß die 
Helfer in einem öffentlich-rechtlichen Dienstverhält-
nis besonderer Art stehen. Es handelt sich nicht um 
ein öffentlich-rechtliches Dienstverhältnis i. S. des 
§ 29 Abs. 1 Nr. 3 BBG, § 22 Abs. 2 Satz 1 BRRG und 
entsprechendem Landesrecht, so daß ein bestehendes 
Beamtenverhältnis unberührt bleibt. 

2. Zu §2 

Diese Bestimmung enthält die Definition des Helfer-
begriffs. Zum Wesen des Helfers gehört, daß er frei-
willig und ehrenamtlich Dienst verrichtet. Es ist zwi-
schen den aktiven Helfern, den Reservehelfern und 
den Junghelfern zu unterscheiden. Die Helferrechts-
regelungen gelten dabei generell für alle Helfer, so-
weit nicht ausdrücklich Ausnahmen vorgesehen 
sind. 

3. Zu §3 

Die Absätze 1 bis 3 regeln die Voraussetzungen für 
die Begründung eines Helferverhältnisses. 

Voraussetzung für die Verpflichtung als aktiver Helfer 
ist das Erreichen einer bestimmten Altersgrenze 
(17. Lebensjahr) sowie das Vorliegen eines subjekti-
ven (Mitwirkungsbereitschaft) und objektiven (Eig-
nung) Kriteriums. 
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Die Verpflichtung eines Reservehelfers setzt voraus, 
daß dieser bereits als aktiver Helfer im Technischen 
Hilfswerk mitgewirkt hat und für Einsätze auch in 
Zukunft verfügbar ist. Eine weitere Voraussetzung ist 
seine Bereitschaft, sich in dem zur Wahrnehmung sei-
ner Funktion im Technischen Hilfswerk erforderli-
chen Umfang aus- und fortbilden zu lassen. 

Als Junghelfer kommen Jugendliche im Alter vom 10. 
bis zum 18. Lebensjahr in Betracht. Auch hier ist eine 
entsprechende charakterliche, geistige und körperli-
che Eignung Voraussetzung für die Aufnahme. Nach 
Vollendung des 17. Lebensjahres soll ein Junghelfer 
noch bis zur Vollendung des 18. Lebensjahres die 
Möglichkeit haben, sich um die Aufnahme als aktiver 
Helfer zu bewerben. Dieser Zeitraum ist notwendig, 
da die Zahl der Helfer im THW festgeschrieben ist und 
sich oftmals erst im Laufe dieses Jahres eine Aufnah-
memöglichkeit ergibt. Überschneidungen zwischen 
Junghelfer- und Helferstatus sind jedoch ausge-
schlossen; Absatz 6 sieht vor, daß mit der Aufnahme 
als aktiver Helfer das Junghelferverhältnis auf jeden 
Fall endet. 

Durch Absatz 4 wird festgelegt, daß das Entstehen 
eines Helferrechtsverhältnis ein schriftliches Verfah-
ren erfordert. Die Verpflichtungserklärung des Hel-
fers bedarf der schriftlichen Annahme durch die Bun-
desanstalt. Die Pflicht, vor der Annahme der Ver-
pflichtungserklärung eines Arbeitnehmers, dessen 
Arbeitgeber zu hören, dient der Unterrichtung des 
Arbeitgebers und soll die rechtzeitige Berücksichti-
gung von eventuellen Einwänden ermöglichen. 

Gemäß Absatz 5 sind die ersten sechs Monate bei 
aktiven Helfern und Junghelfern als Probezeit festge-
legt. Bei Reservehelfern, die bereits aktiv im THW 
mitgewirkt haben, besteht keine Notwendigkeit für 
eine Probezeit. Während der Probezeit finden sämtli-
che Regelungen über das Helferverhältnis uneinge-
schränkt Anwendung. Sofern in der Person des Hel-
fers ein besonderer Anlaß besteht, kann die Probezeit 
verlängert oder verkürzt werden. Eine Verlängerung 
kommt bei Helfern in Betracht, deren Eignung sich 
nach sechs Monaten noch nicht zweifelsfrei erwiesen 
hat. Eine Kürzung ist zu erwägen, wenn der Helfer 
sich entweder außerordentlich bewährt hat oder ein-
schlägige Vorkenntnisse aufweist. 

Absatz 6 regelt abschließend die Gründe, bei deren 
Vorliegen das Helferverhältnis endet. Diese sind das 
Nichtbestehen der Probezeit, der Ablauf der Ver-
pflichtungszeit und das Erreichen der Altersgrenze. 
Die Altersgrenze wird bei aktiven Helfern und Reser-
vehelfern auf 60 Jahre festgesetzt. Wenn auch im Re-
gelfall Helfer in der Altersspanne zwischen dem 50. 
und 60. Lebensjahr keinen schweren körperlichen 
Dienst mehr verrichten sollen, so ist doch ihr inzwi-
schen erreichter Erfahrungs- und Kenntnisstand, ins-
besondere für Führungsaufgaben, unverzichtbar. 

Die Mitwirkung von Junghelfern wird auf das 18. Le-
bensjahr begrenzt. Wer danach im Technischen Hilfs-
werk mitwirken will, soll dies als aktiver Helfer tun. 
Da das aktive Helferverhältnis bereits mit dem 17. Le-
bensjahr erreicht werden kann, endet auch in diesem 
Fall das Junghelferverhältnis. Dem Freiwilligkeits-
prinzip entspricht es, daß der Helfer vor Ablauf 

der eingegangenen Verpflichtungszeit auf eigenen 
Wunsch aus dem THW ausscheiden kann. Im Inter-
esse der Einsatzfähigkeit der Einheiten des THW ist 
dieser Austritt jedoch an eine schriftliche Erklärung 
des Helfers und an die Einhaltung einer Frist von zwei 
Wochen zum Schluß eines Kalendervierteljahres ge-
bunden. 

Schließlich endet das Helferverhältnis durch Entlas-
sung. Es kommen drei Fälle für eine Entlassung in 
Betracht. Für die Nichteignung des Helfers für den 
Dienst im THW muß ein Verschulden nicht vorliegen. 
Ein solches ist Voraussetzung bei der gröblichen oder 
fortdauernden Verletzung von Pflichten als Entlas-
sungsgrund. Einmalige oder leichtere Verstöße sollen 
dagegen mit einer Ermahnung geahndet werden. Ein 
weiterer Entlassungsgrund ist die erhebliche Schädi-
gung des Ansehens des Technischen Hilfswerks in 
der Öffentlichkeit. Dieses Verhalten muß nicht in al-
len Fällen identisch mit der Verletzung der Helfer-
pflichten sein. Wie andere Organisationen muß das 
THW auch in der Lage sein, sich von einem Helfer zu 
trennen, der dem Ruf des THW in der Öffentlichkeit 
Schaden zufügt. 

Absatz 7 sieht vor, daß bei Nichtbestehen der Probe-
zeit und bei der Entlassung Rechtsbehelfe nur eine 
beschränkte aufschiebende Wirkung entfalten. In die-
sen Fällen soll das Helferverhältnis bis zum Abschluß 
des Rechtsbehelfsverfahrens ruhen. Hiermit soll der 
soziale Friede innerhalb des Ortsverbandes sicherge-
stellt werden. Bis zum Vorliegen der endgültigen ge-
richtlichen Entscheidung soll der Helfer, dessen Eig-
nung vom Ortsbeauftragten bezweifelt wird, nicht 
mehr im Ortsverband aktiv in Erscheinung treten kön-
nen. Eine andere Regelung würde zu unmutbaren 
Verhältnissen für beide Teile führen. 

4. Zu §4 

Absatz 1 enthält die Grundpflicht des Helfers, ihm 
übertragene Aufgaben wahrzunehmen und dienstli-
chen Anordnungen Folge zu leisten. Dazu gehört 
auch die Pflicht, sich aus- und fortbilden zu lassen. 
Ferner wird vorgeschrieben, daß die Ausbildungsver-
anstaltungen in der Regel außerhalb der üblichen Ar-
beitszeit stattfinden und 200 Stunden im Jahr nicht 
überschreiten sollen. Hierdurch sollen dem ehrenamt-
lichen Charakter der Helfertätigkeit Rechnung getra-
gen und zugleich die Belastung der Wirtschaft durch 
Ausbildungsveranstaltungen während der Arbeitszeit 
niedrig gehalten werden. Des weiteren wird die 
Pflicht festgelegt, Berufungen in besondere Funktio-
nen Folge zu leisten. Damit soll vor allem die Beset-
zung von Führungspositionen sichergestellt werden. 

Absatz 2 regelt die Verpflichtung der Helfer, an Ein-
sätzen teilzunehmen, die der Erfüllung von Aufgaben 
im Sinne des § 1 Abs. 2 dienen. Die aktiven Helfer 
sind verpflichtet, allen Einsatzanforderungen zu fol-
gen.  Bei Reservehelfern besteht eine entsprechende 
Verpflichtung grundsätzlich nur für Zivilschutzaufga-
ben und für Aufgaben im Rahmen der relativ seltenen 
humanitären Hilfsaktionen im Ausland. Bei letzteren 
Einsätzen kann auf die spezielle Fachkunde mancher 
Reservehelfer nicht verzichtet werden. Eine Heran- 
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ziehung zu sonstigen Einsätzen soll im übrigen nur in 
Betracht gezogen werden, wenn die notwendige An-
zahl von geeigneten aktiven Helfern nicht zur Verfü-
gung steht. Mit diesen Regelungen wird sicherge-
stellt, daß die Reservehelfer nur ausnahmsweise au-
ßerhalb des Verteidigungsfalles eingesetzt werden. 

Absatz 3 enthält eine Härteklausel, wonach von der 
Berufung in besondere Funktionen sowie von der 
Heranziehung zu Einsätzen abgesehen werden kann, 
wenn die Berufung oder Heranziehung für den Helfer 
eine besondere Härte bedeuten würde. Die freiwillige 
Verpflichtung des Helfers steht stillschweigend un-
ter einer derartigen Einschränkung. Sie beinhaltet 
grundsätzlich nicht die Übernahme von Pflichten, die 
im Hinblick auf die persönliche Situation des Helfers 
für diesen unzumutbar sind. 

5. Zu §5 

Die Vorschrift regelt die möglichen Folgen von 
Dienstverstößen. Die schuldhafte Verletzung von 
Dienstpflichten wird im Regelfall durch eine Ermah-
nung, erforderlichenfalls aber auch durch Abberu-
fung von besonderen Funktionen oder bei Vorliegen 
der in § 3 Abs. 6 Buchstabe e genannten Vorausset-
zungen durch Entlassung geahndet. Die Art der je-
weils anzuwendenden Maßregel hängt von der 
Schwere des Einzelfalles ab. Darüber hinaus stellt die 
Vorschrift klar, daß eine Abberufung von Funktionen 
auch ohne ein Verschulden möglich sein soll, wenn 
der Helfer nicht mehr für die Wahrnehmung der 
Funktion geeignet ist. Durch diese Regelung soll er-
reicht werden, daß auch ohne einen oftmals schwieri-
gen Schuldnachweis ungeeignete Führungskräfte ab-
berufen werden können. 

6. Zu §6 

Die Vorschrift schafft die Rechtsgrundlage für die so-
ziale Sicherung der Helfer im Technischen Hilfswerk 
bei der Wahrnehmung von Dienstaufgaben. Inhaltlich 
entsprechen die Regelungen dem geltenden Recht. 
Preisliche Auswirkungen sind deshalb nicht zu erwar-
ten. 

Absatz 1 enthält die Grundaussage, daß den Helfern 
durch ihren Dienst im Technischen Hilfswerk keine 
Nachteile in Arbeits- und Dienstverhältnissen sowie 
in der Sozialversicherung erwachsen dürfen. Arbeit-
geber und Dienstherren sind verpflichtet, die Helfer 
für Einsätze und Ausbildungsveranstaltungen freizu-
stellen. Die Vorschrift entspricht § 9 Abs. 2 KatSG. 

Absatz 2 regelt die Erstattung des Lohnausfalles an 
private Arbeitgeber bei Überschreiten einer für den 
Arbeitgeber zumutbaren zeitlichen Mindestinan-
spruchnahme des Helfers während der Arbeitszeit. 
Die Vorschrift entspricht § 9 Abs. 2 KatSG. 

Nach Absatz 3 erhalten die Helfer die ihnen entstan-
denen notwendigen baren Auslagen ersetzt. Beruflich 
selbständigen Helfern wird auf Antrag eine Entschä-
digung für glaubhaft gemachten Verdienstausfall ge-
währt. Diese Regelungen entsprechen § 9 Abs. 5 und 

§ 3 ZSG sowie der durch Richtlinien näher festgeleg-
ten Praxis. 

Absatz 4 enthält für Arbeitslosen- und Sozialleistun-
gen die ausdrückliche Klarstellung, daß diese Leistun-
gen auch bei einem Dienst im THW weiter zu gewäh-
ren sind. Die Vorschrift entspricht § 9 Abs. 3 KatSG. 

Absatz 5 enthält eine Billigkeitsregelung, wonach 
Helfern die ihnen in Ausübung des Dienstes im Tech-
nischen Hilfswerk entstandenen Sachschäden ange-
messen zu erstatten sind. Bei Vorsatz und grober 
Fahrlässigkeit entfällt jedoch ein Anspruch. 

Absatz 6 will durch die Verweisung auf die §§ 10 und 
16 des Entwicklungshelfergesetzes Klarheit für den 
Versicherungsschutz der im Rahmen der humanitären 
Hilfe im Ausland eingesetzten Helfer schaffen. Der in 
§ 539 Abs. 1 Nr. 8 und 9 RVO enthaltene Versiche-
rungsschutz beschränkt sich auf Arbeitsunfälle (§ 548 
RVO) einschließlich der Wegeunfälle (§ 550 RVO) so-
wie auf anerkannte Berufskrankheiten. Da die er-
wähnten Vorschriften des Entwicklungshelfergeset-
zes ausdrücklich auch den Versicherungsschutz von 
Entwicklungshelfern bei Unfällen und Krankheiten, 
die auf typische Gefahren (z. B. Seuchen, Unruhen) 
des Einsatzlandes zurückzuführen sind, enthalten, 
bietet sich ihre entsprechende Anwendung an. 

Absatz 7 enthält eine Definition des Beg riffs Arbeit-
nehmer im Sinne der vorhergehenden Bestimmun-
gen. 

7. Zu §7 

Die Vorschrift regelt die Mitwirkung der Helferschaft 
im Technischen Hilfswerk. Danach ist die Ortsver-
bandsebene ausschließlich ehrenamtlich organisiert 
und verwaltet sich selbst. Auf Orts-, Landes- und Bun-
desebene vertreten aus der Helferschaft gewählte 
Sprecher die Interessen der Helferschaft. Darüber hin-
aus werden Ausschüsse gebildet, die die Landesbe-
auftragten und den Direktor beraten sollen und in 
denen die Helferschaft vertreten ist. Sämtliche Rege-
lungen entsprechen dem geltenden Recht, wie es 
durch interne Richtlinien im Technischen Hilfswerk 
eingeführt worden ist. 

Absatz 1 trifft den Grundsatz, daß die Ortsverbands

-

ebene ehrenamtlich organisiert ist und sich selbst ver-
waltet. Der Ortsbeauftragte leitet den Ortsverband 
entsprechend den Weisungen des Direktors und des 
Landesbeauftragten. 

Absatz 2 regelt die Helfervertretung. Danach werden 
die Helfer durch gewählte Sprecher auf Orts-, Landes- 
und Bundesebene vertreten, die die Interessen der 
Helferschaft gegenüber den zuständigen Dienststel-
len wahrnehmen. 

Absatz 3 regelt den Ortsausschuß, der aus Führungs-
kräften des Ortsverbandes und dem Helfersprecher 
besteht und den Ortsbeauftragten berät. 

Absatz 4 betrifft den Landesausschuß. Der Landes-
ausschuß ist ein Gremium zur Beratung des Landes-
beauftragten. Ihm gehören neben dem Landesspre-
cher und dessen Stellvertreter mindestens zwei ge- 
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wählte Kreis- oder Ortsbeauftragte an. Durch die vor-
geschriebene Mitwirkung von Kreis- oder Ortsbeauf-
tragten wird erreicht, daß Vertreter dieser wichtigen 
Führungskräfte auch auf Landesebene mitwirken 
können. 

Nach Absatz 5 ist das oberste Beratungsgremium, das 
dem Direktor zugeordnet wird, der Bundesausschuß. 
Diesem gehören neben dem Bundessprecher die Lan-
dessprecher und die hauptamtlichen Landesbeauf-
tragten an. Diese Zusammensetzung gewährleistet 
die Mitwirkung der wichtigsten haupt- und ehrenamt-
lichen Funktionsträger im Technischen Hilfswerk auf 
Bundesebene. 

Absatz 6 enthält die nach Datenschutzrecht erforder-
liche Ermächtigung zur Erhebung und Verwendung 
der personenbezogenen Daten der Helfer. Für Ein-
satz- und Ausbildungszwecke müssen bestimmte per-
sonenbezogene Informationen gespeichert werden. 
Satz 2 stellt sicher, daß eine unzulässige Verwendung 
dieser Informationen für andere Zwecke ausgeschlos-
sen wird. 

8. Zu § 8 

Die Vorschrift sieht die Bildung eines Beirates beim 
Bundesminister des Innern für dessen Beratung in 
grundsätzlichen THW-Angelegenheiten vor. Die be-
sondere Situation des THW als einer Katastrophen-
schutzorganisation des Bundes, die sinnvoll in Aufga-
benbereichen des Bundes, der Länder, Gemeinden 
und der Wirtschaft eingesetzt werden soll, rechtfertigt 
die vorgesehene Mitwirkungsregelung. 

9. Zu § 9 

Die Vorschrift enthält die übliche Berlin-Klausel. 

10. Zu § 10 

Die Vorschrift regelt das Inkrafttreten des Gesetzes. 
Satz 2 stellt sicher, daß das Gesetz für alle zum Zeit-
punkt des Inkrafttretens im Technischen Hilfswerk 
mitwirkenden Helfer gilt, ohne daß es insoweit einer 
erneuten Verpflichtung bedarf. 

 




